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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Verschiedentlich sorgen Rankings zur Präsenz von Parlamentsmitgliedern für medialen
Wirbel. Erklärt wird das Fehlen von Parlamentarierinnen und Parlamentariern bei
Sessionen unter anderem auch mit dem Milizsystem und der Schwierigkeit, Politik,
Beruf und Familie unter einen Hut zu bringen. «Tragfähige Lösungen» für das
Milizsystem, das sich unter Druck befinde, forderte deshalb Doris Fiala (fdp, ZH) mittels
parlamentarischer Initiative. Konkret schlug die Zürcher Freisinnige ein
Suppleantensystem im Nationalrat vor: Parlamentsmitglieder sollen sich durch
sogenannte Suppleantinnen oder Suppleanten in Kommissionssitzungen oder in
Sessionen vertreten lassen können. Weil die Belastung durch die politische Arbeit
immer mehr zunehme, würden es nur noch «Berufsparlamentarier» schaffen, dauernd
präsent zu sein, argumentierte Fiala. Dies entspreche aber nicht der Idee des
Milizsystems. Mittels eines Suppleantensystems – solche kennen in unterschiedlichen
Ausprägungen die Kantone Wallis, Graubünden, Jura, Neuenburg und Genf – würde
nicht nur das Milizsystem gestärkt, sondern auch die Repräsentativität des Parlaments
erhöht. Einerseits könnten sich dadurch auch Personen wählen lassen, deren
Berufstätigkeit die zahlreichen Absenzen, die ein politisches Mandat mit sich bringe,
nicht zulasse. Andererseits sei ein Suppleantensystem von Vorteil für Frauen und Junge,
die es schwieriger hätten, direkt in den Nationalrat gewählt zu werden, und sozusagen
als Suppleantin oder als Suppleant ihre politische Laufbahn starten könnten, so die Idee
hinter dem Vorstoss. 
Eine knappe Mehrheit der SPK-NR konnte dieser Idee Mitte April 2021 allerdings nur
wenig abgewinnen. Mit 13 zu 11 Stimmen beschloss sie den Antrag, der Initiative keine
Folge zu geben. Grund für die Krise des Milizparlaments sei nicht die mangelnde
Attraktivität eines Mandats, wie auch die immer zahlreicher werdenden Kandidierenden
bei den eidgenössischen Wahlen 2019 gezeigt hätten, sondern die wachsende
Arbeitsbelastung. Parlamentarische Arbeit sei nicht nur während den Sitzungen und
Sessionen zu leisten, sondern vor allem bei der Vorbereitung dieser Sitzungen. Es gelte
deshalb eher die Ratsmitglieder zu unterstützen, statt sie zu ersetzen. Ein
Suppleantensystem berge zudem die Gefahr, die «politische Verantwortung zu
verwässern» und dadurch die Repräsentativität gar zu verringern. Der
Parlamentsbetrieb drohe zudem durch noch mehr Personen, die Vorstösse einreichen
dürften, noch schwerfälliger zu werden. Es sei schliesslich schwer zu begründen,
weshalb ein solches System nur im National-, nicht aber im Ständerat eingeführt
werden solle. Die starke, durch SP-, GP- und GLP-Mitglieder gebildete
Kommissionsminderheit wendete hingegen ein, dass sich immer mehr Kantone für
diese Idee interessierten, dass Parlamentsmitglieder etwa bei Mutterschaft oder
längerer Krankheit einfacher ersetzt werden könnten und dass damit die «Vereinbarkeit
von Familie, Beruf und Nationalratsmandat» effektiv erleichtert würde. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.04.2021
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Um zu verhindern, dass die seit dem 13. März 2020 vom Bundesrat verabschiedeten
Verordnungen zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie, die sich direkt auf Artikel 185
Absatz 3 der Bundesverfassung stützen, welcher der Regierung das befristete Erlassen
von Verordnungen und Verfügungen als Reaktion auf schwere Störungen der
öffentlichen Ordnung erlaubt, nach sechs Monaten automatisch ausser Kraft treten,
unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft über die Rechtsgrundlagen
dieser Verordnungen. Seit April 2020 hatten die Bundeskanzlei und das EJPD dieses
dringliche Bundesgesetz über die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen des
Bundesrates zur Bewältigung der Covid 19-Epidemie, kurz Covid-19-Gesetz,
erarbeitet. Dieses soll den Bundesrat dazu befähigen, auch künftig entsprechende
erforderliche Massnahmen weiterzuführen und anzupassen. 

Zwischen dem 19. Juni 2020 und dem 10. Juli 2020 wurde der Gesetzesentwurf in eine

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.08.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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verkürzte Vernehmlassung geschickt, in welcher über 1'000 Stellungnahmen eingingen.
Der Grossteil der Stellungnehmenden waren Privatpersonen, die der Vorlage
argwöhnisch gegenüberstanden. Bei den Kantonen stiess das Gesetz auf grössere
Zustimmung, wobei alle von ihnen Änderungsvorschläge oder Kommentare einbrachten.
14 Kantone (ZH, BE, LU, OW, NW, GL, FR, SO, SH, AI, SG, GR, TG und GE) sprachen sich
grundsätzlich für den Entwurf aus, da sie die Existenz einer rechtlichen Basis für das
Weiterverfolgen der durch den Bundesrat getroffenen Massnahmen als eine
Notwendigkeit erachteten. Weder eine ausdrückliche Zustimmung noch eine Ablehnung
erfuhr die Vorlage von Seiten weiterer elf Kantone (UR, ZG, BS, BL, AR, AG, TI, VD, VS, NE
und JU). Der Kanton Schwyz und die KdK sahen explizit von einer Stellungnahme ab.
Letztere wird ihre Meinung aller Voraussicht nach zu einem späteren Zeitpunkt
einbringen. Bei den Parteien stiess der Gesetzesentwurf auf unterschiedlich grosse
Unterstützung. Während ihm die CVP und EVP bedingungslos zustimmten, knüpften die
GLP, die Grünen und die EDU ihre Zustimmung an Vorbehalte. Gegen die Vorlage in der
vorliegenden Form sprachen sich FDP.Liberale, SP und SVP aus. Die BDP, Ensemble à
Gauche, die Lega und die PdA verzichteten trotz Einladung auf eine Stellungnahme zum
Gesetzesentwurf. Von den 60 Organisationen, die am Vernehmlassungsverfahren
teilnahmen, unterstützten 27 das Vorhaben, 33 stimmten ihm zwar nicht explizit zu,
lehnten es aber auch nicht ausdrücklich ab – keine einzige stellte sich somit
ausdrücklich dagegen. 

Am 12. August 2020 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Gesetzesentwurf,
nachdem er als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten einige Änderungen am
Vorentwurf vorgenommen hatte – namentlich die Aufnahme des «generellen und
verbindlichen Einbezug[s] der Kantone» und die vollständige Überarbeitung der
Bestimmungen zum Gesundheitswesen, dem Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmerschutz sowie dem Kulturbereich. Der Gesetzesentwurf besteht insgesamt
aus 14 Artikeln, welche die Befugnisse der Landesregierung im Umgang mit der Covid-
19-Epidemie insbesondere bezüglich der Eindämmung der Auswirkungen auf die
Gesellschaft, Wirtschaft und die Behörden festlegen. Er betrifft überdies auch den
Ausländerinnen-, Ausländer- und Asylbereich, die Entschädigung bei Erwerbsausfall,
die Arbeitslosenversicherung sowie «justizielle, verfahrensrechtliche,
gesellschaftsrechtliche und insolvenzrechtliche Massnahmen». Zudem wurde
vorgesehen, dass das Gesetz lediglich bis Ende 2021, anstatt wie ursprünglich geplant
bis Ende 2022, befristet werden soll. Für Bestimmungen im Bereich der
Arbeitslosenversicherung wurde jedoch eine Befristung bis Ende 2022 festgehalten. 2

Epidemien

Da eine entsprechende Unterstützung für Sport-, Kultur- und Freizeitvereine im
Rahmen des Covid-19-Gesetzes in der Zwischenzeit geschaffen worden war, sprach
sich nach dem Ständerat auch der Nationalrat in der Sommersession 2021 dagegen aus,
der Standesinitiative des Kantons Jura Folge zu geben. Diese ablehnende Haltung hatte
zuvor auch die WBK-NR ausgedrückt, gleichzeitig aber auch eine Verlängerung der
Massnahmen für Sport und Kultur bis Ende 2021 gefordert. Überdies nahmen sowohl
die Kommission als auch der Nationalrat die Petition 20.2025 des Schweizerischen
Katholischen Kirchenmusikverbandes zum Thema «Chorsingen in Zeiten von Corona»
zur Kenntnis. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Mittels Standesinitiative forderte der Kanton Jura im September 2020 die Einführung
einer Preisobergrenze für Hygienemasken und hydroalkoholisches Gel in der
ausserordentlichen Lage. Bei den beiden Gütern handle es sich in Pandemiezeiten um
Grundbedarfsgüter, deren Preise bedingt durch die starke Nachfrage stiegen. Der
Kanton Jura befürchtete Missbrauch durch Personen, die von der besonderen Situation
profitierten und sich bereicherten. Bei ihrer Behandlung im November 2021 erachtete
die SGK-SR die Standesinitiative als überholt und beantragte mit 10 zu 0 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), der Forderung keine Folge zu geben. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.11.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Stillschweigend gab der Ständerat in der Wintersession 2021 einer Standesinitiative des
Kantons Jura, welche eine Preisobergrenze für Hygienemasken und
hydroalkoholisches Gel in der ausserordentlichen Lage forderte, keine Folge. Damit
folgte er seiner SGK. Diese erachtete das Anliegen als überholt, vielmehr gelte es nun zu
gewährleisten, dass die Bevölkerung ausreichend mit medizinisch wichtigen Gütern
versorgt werde, erklärte der Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) im Rat. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Soziale Gruppen

Familienpolitik

«Kinderarmut bekämpfen», forderte Nationalrätin Piller Carrard (sp, FR) mit der
Einreichung einer so betitelten parlamentarischen Initiative im Juni 2020. Rund
144'000 Kinder in der Schweiz seien von Armut betroffen und erführen somit ein
erhöhtes Risiko, auch im Erwachsenenalter arm zu bleiben. So solle basierend auf
bestehenden, kantonalen Modellen eine gesetzliche Grundlage zur finanziellen
Unterstützung von armutsbetroffenen Familien erarbeitet werden. Insbesondere sollen
hier die Kantone Waadt, Genf, Tessin und Solothurn als Beispiele für
familienunterstützende Ergänzungsleistungen dienen, welche die Kinderarmut
nachweislich reduzierten. Nach einer Konsultation mit den zuständigen Behörden der
Kantone Waadt, Jura und Freiburg sowie der SKOS entschied die WBK-NR mit 13 zu 10
Stimmen (bei 2 Enthaltungen), dass in der Tat Handlungsbedarf bei der Bekämpfung von
Kinderarmut bestehe und gab der Initiative im Juli 2021 Folge.
Im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission erachtete die WBK-SR die heutigen
Massnahmen zur Armutsbekämpfung  im November 2021 als ausreichend und wollte mit
7 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung auf eine solche Intervention verzichten, womit sie
der Initiative keine Folge gab. Somit gelangt die Initiative in den Nationalrat. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.11.2021
VIKTORIA KIPFER

Kinder- und Jugendpolitik

Weil die Vorarbeiten in diese Richtung bereits weit vorangeschritten sind, schrieben
beide Räte eine Standesinitiative des Kantons Jura zur Herabsetzung des
Mündigkeitsalters auf 18 Jahre als erfüllt ab. Nach einer weitgehend zustimmenden
Vernehmlassung gab der Bundesrat im Sommer eine entsprechende Botschaft in
Auftrag. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 07.10.1992
MARIANNE BENTELI

1) Bericht SPK-NR vom 15.4.2021 ; Pa.Iv. 19.492
2) BBl, 2020, S. 6563 ff.; Medienmitteilung Bundesrat vom 12.8.20
3) AB NR, 2021, S. 943 f.; Bericht WBK-NR vom 15.4.21
4) Medienmitteilung SGK-SR vom 12.11.21
5) AB SR, 2021, S. 1431 f. 
6) Medienmitteilung WBK-NR vom 2.7.21; Medienmitteilung WBK-SR vom 16.11.21
7) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 238; Amtl. Bull. StR, 1992, S. 82: LNN, 16.6.92.
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